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Michael Zürn 

Einführung 
 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

 

heute ist erneut das Thema der Wissenschaftspolitik Gegenstand der Debatte. 

Lassen Sie mich mit einer Erinnerung beginnen. Es ist inzwischen genau 20 Jahre 

her: Die Universitäten in den neuen Bundesländern werden mit wenigen 

Ausnahmen 1:1 dem bundesrepublikanischen Modell nachgebildet; und die 

Feuilletons sind voll mit Beiträgen, die die Unreformierbarkeit des Wissen-

schaftssystems und der Universitäten beklagen und sie als endgültig bewiesen 

ansehen. Heute wage ich die Aussage: Es haben sich in den letzten zwei Jahr-

zehnten nur wenige Sektoren in Deutschland in einem solch atemberauben-

den Tempo gewandelt wie das deutsche Wissenschaftssystem. Vergleichen 

Sie es zum Beispiel mit der damals gleichfalls als besonders reformbedürftig 

angesehenen Organisation des Wohlfahrtsstaates. All die Änderungen, die 

sich dort ergeben haben, sind im Vergleich zur Wissenschaft schneckenhaft. 

 

Ich sage das zum Einstieg in unsere heutige Debatte, weil die wissenschaftliche 

Sitzung der Versammlung der Akademiemitglieder zum Thema „Nach der 

Exzellenzinitiative – Zukunft des Wissenschaftssystems“  im November 2013 – 

vor allem unter dem Eindruck der sich gerade dem Ende zuneigenden Koali-

tionsverhandlungen – durch die Klage über die Visionslosigkeit und die  

Uninspiriertheit der Politik geprägt war. In dieser Debatte wurden die Zwischen-

ergebnisse der IAG „Exzellenzinitiative“ vorgestellt und diskutiert. 12 Thesen 

zur Lage des Wissenschaftssystems wurden vom Sprecher der IAG, Stephan 

Leibfried, vorgestellt und die zentralen Leitbegriffe der Entwicklung des Wis-

senschaftssystems hat Peter Gaethgens entfaltet. Spezifischer ging es dann um 

die Frage der Föderalismusreform (Hans Meyer) und um ein kostenneutrales 

Entfristungsmodell für den wissenschaftlichen Nachwuchs (Cornelis Menke). 

Auch die je eigenen Sichtweisen der Universitäten und der Außenuniversitären 

wurden diskutiert (Mitchell Ash, Dagmar Simon). 
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Die Diskussion brachte einige konkrete Ergebnisse: 

 

1. Es darf und es sollte kein abruptes Ende der Exzellenzinitiative geben.  

2. Der Bund muss finanziell mehr für die Hochschulen tun.  

3. Die Universitäten und die Außeruniversitären sollen sich selbst enger mit-

einander verzahnen oder enger miteinander verzahnt werden.  

4. Die Lehre muss verbessert werden.  

5. Die Flaschenhalsproblematik der Ausweitung befristeter Arbeitsverträge 

bei relativ konstant bleibenden dauerhaften Stellen muss angegangen 

werden.    

 

Dissens tauchte vor allem dann auf, wenn es darum ging, diese Ziele zu ge-

wichten und zu priorisieren und natürlich wenn es um die Übersetzung in 

konkrete Maßnahmen ging. Dementsprechend wurde beklagt, dass es keine 

übergreifende Strategie gäbe, die sich – so die Einschätzung im November 

2013 – in den uninspirierten Ausführungen im Koalitionsvertrag zeige. Nur 

Hans Meyer wies darauf hin: Wer Inspirierendes lesen möchte, der solle 

grundsätzlich zu etwas Anderem als zu Koalitionsverträgen greifen. 

 

Inzwischen wissen wir alle mehr. Die Vereinbarungen im Koalitionsvertrag 

vom 16. Dezember 2013 zur 18. Legislaturperiode sahen eine Entlastung der 

Länder in Höhe von 6 Mrd. Euro in der laufenden Legislaturperiode vor, da-

mit sie Kinderkrippen, Kitas, Schulen und Hochschulen besser finanzieren 

können. 3 Mrd. Euro waren für den Hochschulpakt, den Pakt für Forschung 

und Innovation – also die außeruniversitären Forschungseinrichtungen – und 

die Exzellenzinitiative veranschlagt. 

 

Es folgte ein monatelanger Streit zwischen den Koalitionsparteien über die 

Verteilung dieser Mittel. Die meisten Länder drängten auf eine Vergabe des 

Geldes ohne Zweckbindung, die Bundesregierung hingegen machte deutlich, 

es werde keine Blankoschecks geben. 

 

Der Kompromiss sieht nun folgende Maßnahmen für den Wissenschafts-

bereich vor: 

 



 63 

1. Der Bund finanziert außeruniversitäre Forschungseinrichtungen, den Hoch-

schulpakt, den Pakt für Forschung und Innovation und die laufende Exzel-

lenzinitiative weiter. Dafür werden ca. 3 Mrd. Euro eingesetzt. 

2. Der Bund übernimmt die Finanzierung des BAföG vollständig und auf 

Dauer ab dem 1. Januar 2015. Die Entlastungswirkung für die Länder 

beträgt auf Dauer 1,17 Mrd. Euro (brutto) pro Jahr. Die Länder werden 

freiwerdende Mittel zur Finanzierung von Bildungsausgaben im Bereich 

Hochschule und Schule verwenden, ohne dass da irgendwelche Propor-

tionen festgelegt worden wären. 

3. Der Bund soll zukünftig auch die Möglichkeit erhalten, Hochschulen direkt 

zu fördern. Dazu ist vorgeschlagen worden, Artikel 91b, Absatz 1 GG wie 

folgt neu zu fassen: „(1) Bund und Länder können auf Grund von Verein-

barungen in Fällen überregionaler Bedeutung bei der Förderung von For-

schung und Lehre zusammenwirken. Mit Ausnahme der Förderung von 

Forschungsbauten, einschließlich Großgeräten, bedürfen die Vereinbarun-

gen der Zustimmung aller Länder.“  
 

Im Ergebnis heißt das: 

 

1. Die außeruniversitären Forschungseinrichtungen haben Planungssicherheit. 

Den Aufwuchs von nun jährlich 3 % für 5 Jahre für die außeruniversitäre 

Forschung finanziert der Bund in Zukunft allein. 

2. Die Exzellenzinitiative wird bis 2017 fortgeführt, was danach passiert ist 

offen und dürfte sich mit dem Ergebnis der Evaluation Anfang 2016 ver-

mischen, dürfte also erst in der erste Hälfte 2016 entschieden werden.  

3. Die Hochschulen sind davon abhängig, dass die Länder die eingesparten 

BAföG-Mittel auch tatsächlich den Hochschulen zukommen lassen. 

 

Ob man sich darauf verlassen kann, dass das Geld in den Hochschulen landet, 

ist weniger klar. Zwei Zitate verdeutlichen dies: 

 

Wolfgang Schäuble (CDU): „Länder können juristisch nicht gezwungen 

werden, das Geld tatsächlich in Schulen und Hochschulen zu inves-

tieren.“ 

Olaf Scholz (SPD): „Das Bund-Länder-Verhältnis sei von Vertrauen 

geprägt und das gehe auch nicht anders.“ 
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Und selbst wenn die Länder sich an die Vereinbarung hielten, dann bleibt 

offen, inwieweit die Schulen oder die Hochschulen oder Dritte (Kitas z. B.) 

zusätzliche Mittel erhalten. Während in Hessen die schwarz-grüne Regierungs-

koalition sich auf einen Sonderfonds „Hochschule“ geeinigt hat, in dem alle 

frei werdende Mittel gebündelt und zu 100 % in Wissenschaft, Forschung und 

Lehre an den Hochschulen fließen sollen, hat in Schleswig-Holstein Minister-

präsident Torsten Albig (SPD) gesagt: „Frei werdende Millionen sollen insbe-

sondere in allgemeinbildende Schulen fließen und nur dahin.“ Dabei läge es 

doch nahe, sich mindestens an den alten Proportionen zwischen Schul- und 

Hochschul-BAFöG zu orientieren und die Beträge entsprechend weiter zu leiten. 

 

Vor diesem Hintergrund wollen wir die Diskussion auf der Grundlage von 

drei Input-Referaten weiterführen. 

 

1. Wolfgang Peukert: Clusterforschung in der Exzellenzinitiative –  

Eine ingenieurwissenschaftliche Perspektive 

2. Karl Ulrich Mayer: Kollateralschäden föderaler Wissenschaftspolitik 

3. Jürgen Mittelstraß: Was ist, ist vernünftig? – Zur Zukunft des deutschen 

Wissenschaftssystems 

 

Nach jedem Vortrag lassen wir Raum für die Diskussion. 
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